Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/1900 


03. 07. 95 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (13. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 13/1442 Nr. 1.2 - 


Vorschlag für einen Beschluß über die Unterstützung von Aktionen 
zugunsten älterer Menschen durch die Gemeinschaft 
- KOM-Nr. (95) 53 endg. - 

»Ratsdok.-Nr. 5496/95 vom 06. 04. 95« 


A. Problem 

Die gegenwärtige Bevölkerungsentwicklung ist durch eine wach- 
sende Zahl älterer Menschen gekennzeichnet, was erhebliche 
wirtschaftliche und soziale Konsequenzen, insbesondere für den 
Arbeitsmarkt, die soziale Sicherheit und die Sozialausgaben ha- 
ben wird. 

Nach Statistiken über das demographische Altem, lebten Ende 
1994 in der Europäischen Union 70 Millionen Menschen, die über 
60 Jahre alt waren. Dies sind beinahe 20 Prozent der Bevölkemng, 
und Prognosen gehen davon aus, daß im Jahre 2020 der Anteil 
der über 60jährigen an der Gesamtbevölkemng bei 25 Prozent lie- 
gen wird. 

Die älteren Menschen machen nicht nur einen ständig wachsen- 
den Anteü an der Gesamtbevölkemng aus, innerhalb der Katego- 
rie der älteren Menschen nimmt der Anteil der sehr alten Men- 
schen, d. h. der über 80jährigen, in noch stärkerem Maße zu. Im 
Jahre 2020 wird es auf dem gegenwärtigen Territorium der Euro- 
päischen Union mehr als 20 Millionen Menschen geben, die älter 
als 80 Jahre sind. 


B. Lösung 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften schlägt vor, 
vom 1. September 1995 bis 31. Dezember 1999 eine Reihe von 
Maßnahmen zur Unterstützung älterer Menschen zu ergreifen. 
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Mit den Aktionen werden u. a. die Förderung der Möglichkeiten 
der aktiven Ruheständler, die Verbesserung der Situation älterer 
Frauen, neuartige Lösungsansätze für den Übergang vom Er- 
werbsleben in den Ruhestand xmd die Betreuimg pflegebedürfti- 
ger älterer Menschen verfolgt. 

Als Maßnahmen zur Verwirklichung dieser Ziele sollen neben 
spezifischen Projekten und der regelmäßigen Durchführung von 
verschiedenen Studien zur sozialen und wirtschaftlichen Situation 
der älteren Menschen in der gesamten Europäischen Union ver- 
gleichende Untersuchimgen und grenzüberschreitende Initia- 
tiven ergriffen werden, die darauf abzielen, Informationen imd 
Erfahrungen auszutauschen imd optimale Lösungen zu fördern 
sowie Partnerschaften zwischen Einrichtimgen des öffentlichen 
und privaten Sektors, Fach- und freien Wohlfahrtsverbänden her- 
zustellen. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

23 Mio. ECU. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den in der Anlage beigefügten Vorschlag mit den nachfolgenden 

Maßgaben zur Kenntnis zu nehmen: 

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt den Vorschlag der Kommis- 
sion für einen Beschluß des Rates über die Unterstützung der 
Gemeinschaft für Aktionen zugunsten älterer Menschen. 

2. Der Deutsche Bundestag schließt sich der positiven Bewertung 
der Ergebnisse des abgelaufenen mehrjährigen Aktionspro- 
gramms (1991 bis 1993) und des „Europäischen Jahres der älte- 
ren Menschen und der Solidargemeinschaft der Generationen" 
durch das Europäische Parlament an. 

3. Der Deutsche Bundestag bewertet den Vorschlag der Kommis- 
sion als eine Umsetzung der vom Europäischen Parlament am 
24. Februar 1994 angenommenen Entschließung zu Maßnah- 
men zugimsten älterer Menschen (BR-Drucksache 197/94) imd 
der Grundsatzerklärung des Rates der Europäischen Union und 
der im Rat vereinigten Minister für Sozialfragen vom 6. Dezem- 
ber 1993. 

4. Da alle Mitgliedstaaten vor vergleichbaren demographischen 
Herausforderungen stehen, sollten sie bei der Bewältigung 
dieser Aufgaben eng Zusammenarbeiten. 

Nach Auffassimg des Deutschen Bundestages ist der in dem 
Vorschlag der Kommission vorgesehene Informations- und 
Meinungsaustausch zwischen den Mitghedstaaten auf eiuo- 
päischer Ebene ein geeignetes und notwendiges Mittel hierzu. 
Das Programm wird einen europäischen Mehrwert für Deutsch- 
land haben. Es wird dazu beitragen, daß Deutschland mit 
den Erfahrungen der Nachbarn seine Seniorenpolitik weiter- 
entwickeln kann. Dieser Erfahrungsaustausch dient auch dazu, 
zugunsten der Lebensqualität älterer Menschen mögliche Fehl- 
entwicklungen zu vermeiden, z. B. durch die Einsparung von 
Finanzmitteln zur Erprobung von Wegen, die aufgnmd von Er- 
fahrungen anderer sich möglicherweise als weniger geeignet 
erwiesen haben. 

5. Ein europäisches Programm wird den Erfahrungsaustausch 
zwischen Modellmaßnahmen auf europäischer Ebene fördern, 
die letztlich auch den Bundesländern und Kommunen in 
Deutschland zugute kommen werden. Der „europäische Mehr- 
wert" entsteht somit nicht nur auf Bundes-, sondern auch auf 
Landes- und kommunaler Ebene. So hat auch der Bundesrat in 
seiner Sitzung am 2. Juni 1995 den Vorschlag der Kommission 
begrüßt und positiv bewertet und sieht den Artikel 235 EGV als 
ausreichende Rechtsgrundlage zur Diuchführung dieses Pro- 
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gramms an. Er sieht darin auch eine Unterstützung der Mit- 
gliedstaaten bei der Erfüllung ihrer seiüorenpolitischen Auf- 
gaben. Allerdings kann die Gemeinschaft aus Gründen des 
Subsidiaiitätsprinzips nur in begrenztem Umfang tätig werden. 

Der Deutsche Bundestag hält jedoch an seiner Auffassimg fest, 
daß ein Informationstransfer auf europäischer Ebene zur Bewäl- 
tigung der mit der demographischen Entwicklung verbunde- 
nen seniorenpolitischen Herausforderungen in den Mitglied- 
staaten der Europäischen Union beitragen kann. 

6. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregienmg auf, 
in der Ausformulienmg des Beschlusses darauf hinzuwirken, 
daß die Mitghedstaaten in höchstmöglichem Umfang bei der 
Auswahl der an dem Informations- \md Meinimgsaustausch 
partizipierenden Projekte beteiligt werden. In diesem Zusam- 
menhang sollte die Bundesregierung bei der Auswahl der Pro- 
jekte ein Gesamtkonzept für Deutschland mit der Kommission 
vereinbaren. Dabei soll sichergestellt werden, daß ausschließ- 
lich innovative und für Deutschland repräsentative Modellpro- 
jekte in einen europäischen Informationstransfer einbezogen 
werden. 

7. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich 
d£ifür einzusetzen, daß dem Gesichtspunkt der Förderung der 
gesellschaftlichen BeteUigung älterer Menschen bei der Aus- 
wahl der zu fördernden Projekte besondere Bedeutung zu- 
kommt. Die europäischen Gesellschaften können nicht auf die 
Kenntnisse, Fähigkeiten und im Lebenslaiif gewonnenen Er- 
fahrungen der älteren Generation verzichten. Das ehrenamtli- 
che Engagement und die Selbsthilfefähigkeit älterer Menschen 
sind zu fördern. Aktivitätsmöghchkeiten im Alter müssen ver- 
stärkt gefördert imd vermittelt werden. Die Rahmenbedingim- 
gen für attraktive Tätigkeiten müssen so verbessert werden, daß 
ältere Menschen sich bereitfinden, ehrenamtliches Engage- 
ment aufzubringen. 

8. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich 
bei der Kommission dafür einzusetzen, daß modellhafte Einrich- 
tungen im Bereich der Pflege und Betreuung älterer Menschen 
mit in den Informations- xmd Meinungstransfer auf europäi- 
scher Ebene einbezogen werden. Der Erhalt der größtmög- 
lichen Selbständigkeit muß dabei - dem Wunsch älterer Men- 
schen entsprechend - oberstes Ziel differenzierter ambulanter, 
teüstationärer und stationärer HUfen sein. Bei zu erprobenden 
Modellen sollten die Aspekte der Möglichkeit zur Selbsthilfe 
und zur Einbindung ehrenamtlichen Engagements ebenso ein- 
bezogen werden wie die Gewährleistung von professioneller 
Hilfe und Pflege auf qualitativ hohem Niveau. 

9. Der Deutsche Bundestag legt Wert auf die Feststellimg, daß es 
ein demographisches Idealbild einer Gesellschaft nicht gibt. 
Die Kommission verwendet in ihrem Vorschlag den Begriff 
„Überalterung". Dies bedeutet eine einseitige negative Wer- 
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tung der demographischen Entwicklimg. Daher ist der Begriff 
abzulehnen und zu ersetzen durch den nicht wertenden Begriff 
„Alterung". 


Bonn, den 28. Jimi 1995 


Der Ausschuß tär Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Dr. Edith Niehuis Barbara Imhof Erika Reinhardt 

Vorsitzende Berichterstatterin Berichterstatterin 

Irmingard Schewe-Gerigk 
Berichterstatterin 


Heidemarie Läth 
Berichterstatterin 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

K0H(95) 53 endg. 

Brüssel, den 01.03.1995 
95/ 0062(CNS) 


Vorschlag für einen 
BESCHLUSS DES RATES 

über die Unterstützung der Gemeinschaft für Aktionen zugunsten älterer 

Menschen 

Getneinschiiftliche Aktionen zugunsten älterer Menschen iin Zeitraum 
1QQ1 einschliesslich des Furopäischen Jahres der älteren Menschen und vk; 
Solidargemeinschafl der Generationen 

EVALUIERUNGSBERICHT 


(von der Kosaissnon vorgelegt) 
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KRi^AUTKRUNCKN 

IhitrrNlÜl/iiiiis ilrr <«riiirtn!iiiiiifl fOi' Mtinimliiiirii /iiittiiMfrii Allrrri MniMlirit 


EINLEITUNG 

Mit diesem Vorsehlag tlir einen Beschluss des Rates schlägt die Kommission vor. vom L September 
bis 31. Dezember eine Reihe von die filteren Menschen betreiTendcn Massnahmen zu 
imterstüt/A:n. Dieser Vorsehlag baut auf der im Luropäisehen J:ilir der filteren Menschen und der 
Solidargemeinsehafl der Generationen (IW3) gelegten Basis auf und /Jelt darauf ab. während der 
betrcfTenden Zeitspanne die ältere Menschen in den Mitgliedstaaten getrofTenen Massnahmen positiv 
zu beeinflussen. Rr wird in Erfüllung der ini Weißbuch '^Europäische Sozialpolitik - ein zukunfts* 
weisender Weg ITir die Union" gegebenen Vcri^lliehlung vorgelegl. 

in der Stelhingnaiime des Wirlsehalls- und Sozialaii.ssehusses /.um 'llicnia "Ältere Menschen in der 
Gesellschaft" vom 25. November IW3 (W(' 34/17; Amtsblatt C 34 vom 2.2.94, S, 61 ) wurde die 
Kommission zur Vorlage eines Vorschlags fiir ein Naehfolgeprogramm zum Europäischen Jahr 
aufgerordert. Ein Hinweis auf entsprechende Phine rindet sieh auch in der Grundsatzerklärung des 
Rates der Eiiropäisehen Union und der im Rat vereinigten Minister für Sozialfragen vom 6. Dezem* 
lx:r 1993 miläßlieh des Abschlusses des Europäischen J;ihres der älteren Menschen und der Soljdarge- 
meinsehaft der Generationen (93/C 343/01; ABI (’ 343 vom 21.12.93, S. I). In der Entschließung des 
Europäischen Parlaments über Maßn;ihmen zugunsten älterer Menschen vom 24. Februar 1994 
(EP 206.890; ABI. C 77 vom 14.3.94, S. 24 ) wird die Kommission ebenfalls um Vorlage von ent- 
sprechenden Vorschlägen ersucht. 

Die wichtigsten greifbaren Ergebnisse des Europäischen Jahres werden in dem von unabhängigen 
Sachverständigen erstellten Evaluicriingsbcrieht dargestelll, der dem vorliegenden Vorschlag beigefugt 
ist. 

Die Kommission hat - .stets unter Beachtung des Subsidiaritälsprin/.ips ihre Fähigkeit unter Beweis 
gestellt, durch ihren Beitrag einen zu sät /.liehen Nutzen zu bewirken, wenn es um die Schärfling des 
Bewußtseins gegenüber der Herausrorderung der liberal Icmng und um die Faitwieklung und Ver- 
breitung von Innovationen in diesem Bereich gehl 

I. HANDLUNGSBEDARF - DIE HERAUSFORDERUNG DER ÜBERALTERUNG 

1.1 Demographischc Entwicklungstendenzen 

Die Statistiken über das demographische Allem sind inzwischen hinlänglich bekannt. Ende 1994 
lebten in der Europäischen Union 70 Millionen Menschen, die über 60 Jahre alt waren. Dies sind 
beinahe 20 % der Bevölkerung und Prognosen gehen davon aus, daß im Jahre 2020 der Anteil der 
über 60jährigen an der Gesamtbevölkerung bei 25 % Prozent liegen wird. In vielen Mitgliedstaatcn 
werden sich die Abhängigenquotienten bei der älteren Generation im Zeitraum zwischen 1980 und 
2020 fast verdoppeln. 

Die älteren Menschen machen nicht nur einen st;indig wachsenden Anteil an der Gesamtbevölkerung 
aii.s - inncriialb der Kategorie der älteren Men.sehen nimmt der Anteil der sehr alten Menschen, d.h. 
der über Achlzigjälirigen, in noch .stärkerem Maße zu Im Jalire 2020 wird cs auf dem gegenwärtigen 
*rerriu>riiim der Europäischen Union mehr als 20 Millionen MeiKschen geben, die älter als 80 Jahre 
.sind - eine Steigenmg von etwa 300 ProzenI gegenüber dem J;ilir 1960 in dieser Allerskategoric. 


I 
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Der licricht über die dcniogniphLschc Uige in ticr lüirupäischen. Union - (I) sielll die \\ielili|*- 

sten (jcbietc hcnuis, in denen die BcvölkeningsaNcrung sieh aiiswirkt - das eduihle l•Vei/eilanl*.cl>o^ 
die Ordnung des Arbeilsnuirklcs* die Ausgaben der sozialen Vorsorge, die wirlsehalllielie und so/J;ilc 
I^ige der Rentner und die Rolle der alteren ßevölkening. lis sehlicsst mit der Feststellung, dass die 
Alterung nieht nur eine deinogruphischc lirseheinuiig ist : sie ist zu einem globalen gcscllschoftiichcn 
Problem geworden, dessen Auswirkungen tiefgreifender sind, als bisher angenommen wurde. 

Zwar sollten wir angesichts der Reihe vtm Krisen, die die Bevölkcaing.sahcning hervomifen konnte, 
niclit übennässig alanniert sein, doch steht fest, dass die derzeitigen demographischen Trends den 
Politikern emsthaHe I ierausfordeamgen stellen. Diese I lenuisfordcmngcn sind von solcher Tragweite 
und Komplexität, dass sie nicht alle mit einer einzigen (iemcinschallsiniliativc luigegangen werden 
können • und schon gar nicht mit einer dcnirt begrenzten Massiutivine wie der vorliegende Vorschlag. 
Die vorliegende Initiative, die sich s|)ezifischer auf das Allem bezogener lliemen ;uinimmt. steht an 
der Seite nieht nur anderer (jeniein.schansmassn;ünnen und 'Vorschlägen im .sozialen Bereich, wie in 
der Be.schälligungspolitik. der sozialen Sicherheit, der (‘h;uieengleichheit. .sondern auch in ;mderen 
politischen Bereiehen. So beabsichtigt die Kommission zum Beispiel, in der Verkehrspolitik Vor- 
.schhige zu unterbreiten zur Vcrbcssemng von Verkehrseinrichtimgcn und -dicnstleistungen für 
Personen mit begrenzter Mobilität, zu denen viele ältere Menschen gehören. Desgleichen können die 
im Hinblick auf die Infonnationsgesellschaft zu treflenden Massnalunen wesentlich zur Verbesserung 
der Lebensqualität der älteren Menschen beitragen, insbesondere diidurch. dass sic deren Isolierung 
mildem und den Zug;mg zu Infomiationcn und Dienstleistungen erleichtern. 

1.2. Die wirtschaftliche Herausforderung 

Das dcniographi.sche Allem wird als Phänomen gesehen, das die europäischen Volkswirtschaften 
vor eine größere Herausforderung stellt als die ölkri.scn der siebziger J;ilire oder die wirtschaftli- 
che Rezession der achtziger J;iluc (2). 

Vor dem I linlergnmd der sich .ständig verschleehlemdcn Abhäiigigkeitsralen mit enlsp rechenden 
Auswirkungen aufdie So/jalhaushalle tiiul letztcndlieh auch auf die vvirl.sehJaftliehc I larmnoju.sicnmg 
in iler Union konzentriert sich die Debatte über die aus der Bevolkcrung.sühcrallcnmg resultierenden 
iiKikroökoiiümi.scheii I lerausfordeningen imn^er mehr auf die f rage "Wer soll das bezahlen?**. 
Solche ‘'katastrophalen Aussichten” werden .sowohl für die Kenten und Dienstleistungen im all- 
gemeinen als auch insbesondere fiir die stationäre Betreuung gezeichnet, die in erster Linie durch die 
älteren Menschen in Anspruch genommen wird. 

Solch düstere Szenarien ergeben jedoch kein vollständiges Bild der wirt.schaftlichcn Lage, zumal sie 
sich ij) vielen Fällen auf die Spitze der Pyramide, also die „älteren Alten", konzentrieren. Beim 
demographischen Altem gehl cs um mehr als um den bloßen Anstieg der Zahl der Hochbetagten. Wir 
haben cs mit einer Umstrukturierung der Alterspyramide insgesamt zu tun. Dabei kann die 
wachsende Zahl der Menschen „im dritten Alter" bzw. der .Jüngeren Allen" erhebliche wirtschaftliche 
Konsequenzen haben. Zugleich cröfTnen sieh mit der steigenden und sich diversificrenden Nachfrage 
nach innovativen Pflegelcislungen immer mehr Möglichkeiten zur Schaffung neuer Formen der 
Beschäftigung im Dienstleistiingsbereieli (3) 

1.3. Die Riihestandsdcbatte 

Line Neubewertung der wirtsehaftlielien Rolle des „dritten Alters * läuft /w;u)g.släufig auf eine 
Auseinamlcr.selztmg mit tieni komplc.xeii IMiänomcii des Kulie.slamls hinaus Aus Studien der läiropäi- 
.schen Beobachtuiig.sslelle gehl hervor. d;iß sicli das Verhallen und die I jiislelhingcn der Menschen 
gegenüber dem Rulicst;uul in den aebtziger Jahren radikal vcnuidcrl haben, wälirend die Politik 
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verstärkt über Rcntchaltcr und Formen des Ruhestands debattiert. Obwohl sich die Tendenz zum 
vorzeitigen Ruhestand jetzt möglicherweise ändert, gehen die meisten Arbeitnehmer nach wie vor 
huige vor dem ofTiziellen Rentcnalter in den Riiheshuul (4). Dabei wird der Riihest;uid an sich mal als 
/w;uigsnKißn;ünne und mal als Privileg hetraehtel und der fJbcrgang vom Hrwerbsleben in den 
Ruhestand ist weiteriiin problematisch. 

De/.üglieh der Altersgrenze wurden ini Ralnnen einer Iimprehlung des Rates vom 10. Dezember 10X2 
(inindsätze für ein gcmeins;uiies Vorgehen aufgestellt. über deren Anwendung von der Kommission 
;un IX. Dezember 1002 ein Uerielu (SliK(02) 22XX eiidg.) vorgelegl wurde. In der tüiLschließung des 
Rates vom 30. Juni 1003 über flexible Regelungen für das Ausscheiden aus dem Erwerbsleben 
(03/(’ IXX/OI; ABI. 03/(’ IXX/I; ABI. C IXX vom 10.7.03, S.l) wird die Notwendigkeit eines diesbe- 
züglichen ständigen Infonnntionsaustau.sehs auf europäi.seher |{bcne betont. 

1.4, Die ”Altersressourcc** 

Das Konzept, demzufolge das „drille Alter” gesiunlwin.schaOlich gesehen als „Ressource“, und nicht 
als „Belastung“, zu betrachten ist, findet zwar huigsani breitere Akzeptanz, wird aber immer noch 
nicht im vollen Maße verstanden und erst recht nicht von der Politik umgesetzt. Wir beginnen gerade 
erst, die nSlille Beteiligung^ der Ruheständler an der Volkswirtschaft zu schätzen. Es bedarf noch 
weiterer und bes.serer Angaben über Art und Weise, wie Ruheständler ihre Zeit verbringen. 

Ebenso komplex sind die ökonomisch rclev;uUcn Aspekte der Bevölkemngsübenülening auf Unter- 
nehmen.sebene. Zum einen furchten die Unlernehmenslcilungen aus der Übeniltemng der Belegschaft 
resultierende Nachteile für die Wettbewerbsfähigkeit, gleiehzeilig gibt es Jedoch Studien, die 
belegen, daß es durchaus Vorteile mit sich bringt, wenn ein Unternehmen ältere Arbeitnehmer 
beschäftigt. Inzwischen setzt sich das ma.s.scnhafk Aussehcitlen der über .^.^jälirigcn aus dem Arbeits- 
prozeß fort, wäJuend die im Erwcrb.sicben Vcrblcibentlcii als Opfer ungcrechlfenigler Diskriininic- 
rimgcn gesehen werden (5). 

I);ls Argument, daß die wachsende "Allersres.sourec" leilwei.se in der Lage ist, den prognostizierten 
Mangel an Fachpersonal auszirgleichcn, der als Folge der sinkenden /;d)l ;ui Neuzugängen auf dem 
Arbcilsnuirkt entsteht, wird des öfteren ins Feld gerührt, bedarf* jedoch vor dem Hintergrund der 
anhaltenden Diskussionen über die Rolle des “Dritten Alters“ einer genaueren Analyse. Gleiches gilt 
für die Frage der Wechselwirkungen zwischen der Aktivierung der “Altcrsrcssource“ einerseits und 
der Steuerung von Zuwanderungsbewegungen andererseits. 

1.5 Die soziale Dimension 

Die soziale Herausforderung ergibt sich unmittelbar aus den Verändemngen der Bevölkerungsstruktur. 
Unsere überkommenen .sUuilIichen Stnikturen des sozialen Schutzes gehen von bestimmten Annahmen 
über die Zusammensetzung der Bevölkerung und - offen erkennboj oder auch nicht - von einem 
ausgewogenen Verhältnis zwischen bestimmten Bevölkcnmgsgmppen aus, so zum Beispiel von einem 
/aJdenmäßigen Gleichgewicht zwischen Bei tragszidi lern und Rentenempfängern, zwi,schcn Pflegeper- 
sonal und Pncgcbcdürfligcn und zwischen der Zaiil der (iesunden und der der Knuikcn, um nur die 
:un ehesten ins Auge fallenden Aspekte zu nennen. 
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2 (;KLTlJN(;SBKRl!:i(:ii(INI) DKI'INITIONKN 

2. 1 C »citungsbcrcicli 

Der BcgrifT «fitere Menschcir' im Sinne des vorliegenden Vorschhigs und der Erläuterungen umfaßt, 
folgende drei Personengruppen: 

a) ältere Menschen, die zwar noch im Arbeitslcben stehen, sich jedoch dem Ruhestand 
nahem; 

h) ältere Personen im RuhesUuid, die noch in der Uige sind, ein ;iktives, eigenständiges 
lA:hen zu fiihren, 

c) liochbetagte und Icnuike l’ersoiien, deren Rüiigkeit /u einer autonomen Lebensführung 
cingesehninkt ist. 

2.2 Definitionen 

Eine altersmäßige Abgrenzung dieser (inip|ten ist schwierig und in der Regel auch unnötig. In den 
achtziger J;iliren bereiteten sieh viele Menschen bereits mit Anfang lunf/ig auf den Ruhestand vor, 
wälirend heutzutxige auf der luulercn Seite eine Ixrträelitliche Z;üil älterer Menschen noch bis weit in 
das achte lA:bensj;il)r/elmt hinein und darüber hinaus ein selbständiges Ixben führen können. 

An dieser Stelle sei luigemerkt, daß ilie in (iruppe b) ein/uordnenden Personen gelegentlich als 
„Menschen im dritten Lebensalter" oder ,Jüngere Alte" und die in Gruppe c) einzustufenden 
Personen als „Menschen im vierten Lebensalter" oder „ältere Alte" bezeichnet werden. Herkömm- 
liche für die Hochbetagten verwendete Bezeiehiumgen wie „die Alten** erÜLSsen weder die Gruppe a), 
noch sind sie für Gruppe b zutreffend (5). 


3. DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT UNI) DIE ÄLTEREN MENSCHEN - RÜCK- 
BLICK 

3.1 Die Entwicklung bis 1990 

Die Situation iler älteren Menschen wurde erstmals in den achtziger J;diren zum llienia gemacht, und 
zwar in einer Reihe von luUschließungen des Europäischen ParUunents, imgefiingen mit der Ent- 
schließung vom IX. Febmar 19X2 zu der Stellung und zu den Problemen älterer Menschen in der 
Europäischen (jemcinschalf 

Die 19X9 von II Milglicdstaalcn luigenommene Gemeinschanseharta der sozialen Gmndrcchte der 
Arbeitnehmer erwähnt die älteren und im Ruhestand befindlichen Menschen in den Artikeln 24 und 
25 und bezieht diese Personengnippe damit in ihren Geltungsbereich ein. 

Außerdem weisen einige der eingeführten RechtsinstrumeiUe und politischen Initiativen - wenn sie 
auch nicht ausdrücklich auf ältere Menschen zugeschnitten sind - nichtsdestoweniger einen stärkeren 
Bezug zur älteren Generation auf. Hierzu zählen unter ;uiderem die Initiativen zugunsten von Behin- 
derten. wie zum Beispiel das HELIOS-Prognunm, die Gemcinschaftsprogrammc zur Bekämpfung der 
Armut sowie die M;ißn;duiien zur Verwirklichung der Gleichbehandlung von Männern und Frauen im 
Bereich der sozialen Sicherheit. 
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3.2 Beschlflsse im Zeitraum 1990 bis 1992 

Mii ili*i Millciliiitf* ili*i Kiiiiiniissiiiii muh Apiil hIh'i Jillcu* Mi'iiMlicii (KOMi*>0) SO | 
wiirilcii die (iriiiulhigcii liir (icniciiiscli;ins;iklioiicii /.iigiin.stcit der alteren Meiisclien gelegt, /iigicieh 
wurde ;uierkaiint, daß in diesem Bereich in jedem l*all d;is Subsidiaritütsprinzip anzuwenden ist. 

ln den beiden Ralsbeschlüs.sen über gemeinscliaßliche Aktionen zugunsten älterer Menschen 
(91/49/nWG: ABI. L 2X vom 2.2.91, S. 29) und über die Veranstaltung des Europmschen Jahres 
(92/44()/EWG; ABI. L 245 vom 26.X.92, S. 43) wurde die Rolle der Gemeinschaft als wichtiger, 
jedoch nach dem Subsidiaritatsprinzip himdclnder Akteur in dem in allen Mitgliedstaaten stattfinden- 
den Prozeß der Anpassung :ui die langfri.stigen Mcrau.sfordeningcn der Bevölkeningsüberalterung 
bestätigt. 


Mit ihrem Beschluß vom 17. Oktober 1991 (9|/544/l{WG: ABI. L 2X6 vom 26. 10.91, S. 42) richtete 
die Komini.ssion eine Verbitulimg.sgmppe ein. deren Aulgabe darin besteht, den Dialog mit Organt.sa* 
tionen, die die älteren Mcn.seheii aut' europäi.sehcr Ebene vertreten, zu lordcm und auf diese Weise 
dafür Sorge zu Inigen, daß sieh die älteren Mitbürger auf dieser Ebene in stärkerem Maße Gehör ver- 
schaffen können. 

3.3 Die Solidargcnieinschafi der (Generationen 

In den beiden Ratsbc.schlrLS.scn wurde des weiteren fc.stge.sehrieben, daß die Förderung der Solidarge- 
meiiisehafl der (jcneralionen eine wesentliche Komponente des Ansatzes darstellt, fiir den sich die 
Gcniein.schafl entschieden hat, um den Meraiisfordemngen der Bcvolkcrungsüberaltcrung zu begegnen. 
D;ts Prinzip der Solidargemeinschaft der Generationen als Gnindprinzip der Politik der Mitgliedstaaten 
wurde in der Gnind.sat/crklämng des Rates der Europäischen Union und der im Rat vereinigten 
Minister fiir Sozialfragcn vom 6. Dezember 1993 mdäßlich des Abschlusses des Europäischen Jahres 
der älteren Menschen und der Solidargemeinschaft der Generationen (93/C 343/01; ABI. C 343 vom 
21.12 93, S. I) bekräftigt. 

3.4 Das Kuropäi.schc Jahr 

Das J;dir 1993. das J;dir der älteren Mcn.schcn und der Solidargemeinschaft der (ienerationen. bot mit 
.seinen vicllaltigen Aktivitäten - sowohl auf lokaler Ebene als auch curopaweit - Gelegenheit, Erfah- 
Hingen mit dem Aufbau und der Gestaltung von Partnerschaften zwischen verschiedenen Ebenen, 
Kulturen, Bereichen und Generationen zu sammeln. Nicht nur von einer Gruppe unabhängiger 
Sachverständiger, sondern auch vom Europäischen Parlament und zalilreichen europäischen und 
nationalen Nichtrcgieaingsorganisationcn wurde das Europäische Jahr als Erfolg gewertet. Tatsächlich 
ist der Erfolg des Europäischen Jahres weitgehend auf den massiven Beitrag des NGO Sektors 
zurückzuführen, die die Aufmerksamkeit der unmittelbar Betroffenen auf die Problematik gelenkt 
haben 

3.5 Das Weißbuch zur Sozialpolitik 

Im im Juli 1994 veröffentlichten Weißbuch "Europäische Sozialpolitik - ein zukunftsweisender 
Weg für die Union", wird angekündigt, d;iß die Kommission in Kurze einen "Beschluß über zusätzli- 
che unionsweitc Maßnahmen zur Lösung der Herausforderung der Bcvölkerungsübcraltcrung, 
iiLsbcsondcre in bezug auf die Rolle mul den Beitrug der noch aktiven Riihc.siändlcr" verlegen wird 
(Kapitel VI. § 26). 
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4. DIK ROIJ.K DKR EUROPÄIS(’IIKN UNION 

4.1 Das Subsidiaritillsprinzip 

l♦ü^ die Lösung der durch das Altem der Bevölkemng vemrsachten Probleme sind weitgehend die 
einzelnen MitgliedsUialen zuständig. In einigen Fällen liegen wesentliehe Zuständigkeiten sowohl bei 
den regionalen und lokalen GebietskörpersehaÜen als auch auf nationaler Hbene. Die Europäische 
Union kann jedoch sehr wohl einen Beitrag zur lintcrstGtzung Jener Strategien und M;iDnahmen 
leisten, die auf den unterschiedlichen Ebenen geplant und unigesetzt werden. Die.se Unterstützung, 
obwohl begrenzt in ihrem Umrang und dein zur Veriiigting stehenden rin;uiziellcn K;dnnen, kann 
sowohl fiir die Union als Ganzes als auch (lir die mit dem Problem der Bevölkemngsüberaltcrung 
besehäfligten InsUuizen von großem Wert sein 

4.2 (»'emeinsaine i Icrausfordcrungen 

Der I landlungsbediui* auf den untersehiedlichen Ebenen wird im wesentlichen durch die Heraus- 
forderungen bestimmt, die - wie in den vonuigegmigenen Abschnitten dargclegl - sowohl wirtschaftli- 
cher als auch sozialer Art sind und au.smdimslos alle Mitgliedst;uUen bctrcITen. Die demographischc 
Übcr4iltcrung und ihre möglichen Auswirkungen stellen aiieh eine emsthaile I lerausfordening für die 
Union als Ganzes in bestimmten Bereichen dar, die für ihr Fortbestehen von entscheidender 
Bedeutung sind. Neben der Frage des sozialen Zusammenhalts gehören zu diesen Bereichen die 
angespannten sozialen llau.shalte, die eine entsprechende Gehdir für die wirtschaftliche Konvergenz 
bedeuten; die Freizügigkeit der Arbeitnehmer; die wirtschaflliche Wettbewerbsfähigkeit und der 
Zu wa nderungsd niek . 

4.3 Gemeinsame Möglichkeiten 

Wälirend die Übcrallemng der curopäisehen Bevölkenmg mit erheblichen llcnuisfordemngen 
cinhergeht, sind die vorgeschlagencn M;ißn;ilimen von begrenztem Umfiuig und wohl eher als eine 
Chance zu betrachten, die sich vor dem IliiUergnmd der oben beschriebenen Herausfordemngen aus 
der Zusammenarbeit zwischen den einschlägigen önenlliehcn .Stellen ergibt. 

Diese Chance resultiert in erster Linie aus der Vielfalt. Zwar ist die demographische Überalterung in 
sämtlichen Mitglicdstaaten spürbar, doch unterscheiden sich die Konsequenzen entsprechend den 
jedem Mitglicdstoat eigenen Lösungsansälzen und Traditionen. Das Problem der Überalterung hat, 
auch was sein zeitliches Auftreten anbetrifft. sehr unterschiedliche Auswirkungen in der Europäischen 
Union : Derzeit haben das Vereinigte Königreich und Belgien die "älteste" Bevölkerung, während 
Irchuid, Portugal, Frankreich und Spanien die :un wenigsten "alten" Milgliedstaaten sind. Das wird 
sich ändern, und gegen 2010 wird die Lage bezüglich der Abhängigkeitsquotienten der älteren 
Mitbürger sich in der Europäischen Union einheitlicher sein (i). Unter diesen Umständen ist es klar, 
d;iss die Verantwortlichen in den einzelnen Mitgliedst;iaten viel von einanderzu lernen haben - wie 
es übrigens im Europäischen Jahr zahlreiche Initiativen pnikti.sch demonstriert haben. 


4.4. Die Rolle der Kommission 

Mil dem venuistallen luiropäischcn j;ilir der älteren Mcn.schcn und der Sulidargemeinschaft der 
(icneralionen wurde demonstriert, wie die Zu.smnmenarbcil zwischen den I lauplakteuren der Senioren- 
politik auf europäischer Ebene funktionieren k;uin. Eniiöglichl wurde diese Zusammenarbeit im 
we.sent liehen durch folgende Faktoren: 

a) Ehibcziehiing vieler Akteure auf europäischer Ebene, einschließlich Regierungssach- 
vcrsländige und andere Faehleulc aus den verschiedenen Ländern, europäische 
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Mxpurtun sMiwic Nicliln:giuniiit.>sor)t:uii.s:itioncii. diu filluru Mciiscliun vertreten, stiwic 
von lün/el|)eRionen und Orgtuti.snlionen, die |M>lentiell einen lleitnig auf eiinipäixeher 
Ebene leisten können. 

b) Einigkeit über die Rolle der Kommission als Katalysator und Wegbereiter des Erfah- 
rungsaustausches. 

e) Schaflung einer Reibe von Aiipassiingsstrukturvn im Umkreis des Beratenden Aus- 
schusses. die eine cfTcktive Kommunikation zwischen der Kommission und den 
Hauptaktcuren einerseits und zwischen den Hauptakteuren untereinander andererseits 
ermöglichen. 

Die Kommission beabsichtigt, ihre im Uuii'e des J:)lires l*)').3 dcmon.slriei1e Rolle ausschlieOlich als 
Katalysator und Wegbereiter des Erfalmings- und Wis.sen.s;uistuti.schcs im Bereich der Seniorenpoli- 
tik fort/.u.setzen. Dazu gehört die Aulgalte. die i{rgcbni.s.se dieser Arbeit ;ui alle Akteure auf dem 
Gebiet ‘Altem' weiterzugeben. Eine geeignete Kunimunikations.stratcgic, die alle Partner einbuzieht. 
sollte deshalb vom Anfang an eingelührt werden. 
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5. DKR LÖSIINCSANSATZ 

5.1 Praktischer Lösungsansatz 

5.1.1 Eigenständigkeit 

i)ic bis I')ndc gewonnenen firfnlmtngen haben die hlTekti vital und l{nV/jcii/. eines l^lsungs- 
;uis;U/es gezeigt, bei dem die Kommission nicht die bestimmende Rolle spielt, sondern im wc.sentli- 
eben auf die Initiativen ihrer Partner auf alten i{benen der lUJ reagiert und diese unterstützt. Diese 
Unterstützung kann in Porm von Informationen eiiblgen. die tm Ergebnis von .Studien, beispiels- 
weise der "Beobachtitngs.stelle" gewonnen wurden, sie k;uin aber auch im AufTmden von potentiellen 
Kontaktpartnern in luidcren MitgliedstiuUcn und in der (iewähning linanzielier Beihilfen für 
Aktivitäten, die die aurgestellten Kriterien erfVtlIen. bestehen. In diesem /us;unmenh:uig ist den 
Bedürfnissen und den |{rwanungen der auf europäischer libetie ;iktiven Niehtregienings-()rg:misatio- 
nen besondere Aufmerksamkeit zu .sehenkeii. 

5.1.2 Nutzerfreundlichkeit 

Eine Voraussetzung für das gute Funktionieren dieses Lösungsansatzes ist. daß die Partner -und die 
potentiellen Partner - umfassende Kenntnis von den möglichen Formen der Unterstützung ihrer 
Aktionen auf europäischer Ebene haben und daß sic sich über die zur Bewilligung dieser Unter- 
stützung erforderlichen Schritte im klaren sind. Die Verfahrensweisen sollten einfach und über- 
schaubar gestaltet sein, und es sollten geeignete Mitarbeiter - nicht nur in der Kommission, sondern 
auch in den Mitgliedstaaten - zur Beratung der potentiellen Partner zur Verfügung stehen. Hierbei 
könnten die für d;ts |{tiropäi.sche Jalir BW entwickelten .StnikUiren und Vcrfhlirensweisen als 
(mindlagc dienen, die in bezug auf Sichtbarmaclmng und Zugänglichkeit der Aktion auszubauen 
wäre. (Siehe 5.2). 

5.1.3 Praxisnähe 

Bei der Förderung des Infonnations- und Erliümingsaustausclies .sollte in erster Linie die praktische 
Umsetzung tnul nicht so sehr die theorie im Mittelpunkt stehen. Die Aktionen sollten insbesondere 
d:izii dienen, optimale Lösungen in bezug auf die jeweiligen I laiiptthcmen der Aktion bekannt- 
zumachen und zu erläutern und die Verbreitung derartiger "optimaler Lösungen” innerhalb der Union 
auf geeignete Weise zu befördern. Den Nichtregicnmgs-Orgiunsationcn. die unmittelbar mit älteren 
Menschen zusammen arbeiten, kommt hier eine Schlüs.sclrollc zu. 

5. 1 .4 Partnerschaft 

Ebenso wie beim Europäischen Jalir sollte Partnerschaft eines der (irnndprinzipien sein, an denen sich 
gemeinschaftliche Aktionen zugunsten älterer Menschen ausriehlen. Niemand kann für sich ein 
Monopol auf die besten Lösungen im Hinblick auf die sich mit der Überalterung der Bevölkerung 
stellenden Herausforderungen beanspruchen. Widuschcinlich werden luigesichts der kompic.xen 
Probleme neue, unerxvartctc Partnerschaften entstehen. Dabei werden staatliche Behörden, halb- 
staatliche Gremien, die Sozialpartner, interessierte Kreise im privaten Sektor, Nichtregicrungsorganisa- 
tionen. freie Wohlfahrtsverbändc und andere Organisationen einbezogen, die die verschiedenen 
Interessen vertreten, die im Bereich der Scniorcnpolitik im Spiel sind. Hier gebührt Partnerschaften, 
die die Interessen verschiedener Generationen grenzüberschreitend unter ilirem Dach vereinen, auch 
weiterhin be.sondcrc Aufmerk,s;uukeit und Fördemng. 
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5.L5 Mitwirkung 

Eine der aus dem Eurt^päischen Jahr I^>y3 gezogenen Ixiiren betrifft die Frage, inwieweit Aktionoi 
wie die vorgeschlagenen mit älteren Menschen, und nicht nur ßir ältere Menschen durchgefuhrt 
werden können und sollten. In den letzten Jahren haben die Organisationen, die die älteren Menschen 
vertreten, auf allen Ebenen, also auch der europäischen Ebene, an Stärke und Selbstvertrauen 
gewonnen. Über sie sollten Europas ältere Bürger in alle Phasen der Aktionen einbezogen werden. 
Eines der Ziele sollte darin bestehen, sie zu einer weitergehende Mitwirkung zu befähigen. Besondere 
Beachtung verdienen die Bedürfnisse bestimmter wichtiger Gruppen, deren spezielle Situaüon 
bi,sweilen übersehen wird. Hier ist vor allem an ältere Frauen, ältere Zuwanderer und in abgelege- 
nen Gebieten lebende ältere Menschen sowie an ältere Behinderte gedacht. 


5.2. Strukturen der Entscheidungsfindung, Beratung und Anhörung 

5.2.1. Beratender Ausschuss und Regicrungssachverständige 

Bei der Verwaltung der fiiumziellen Zu.scluissc gemäss diesem vorgcschlagcnen Beschluss sicht der 
Kommission der Beratende Ausschii.ss zur Seile. Es gilt, die positive Interaktion zwischen dem 
Beratenden Ausschuß und den Diensten der Kommission, die wcsentlieh zu einem reibungslosen 
Ablauf des Europäischen Jalires beigetragen haben, fortziifiihren, und die im Evaluierungsbericht 

(Abschnitt 2.5) vorgeschlagenen operativen Veränderungen einziileitcn, um diese Interaktion zu einem 
noch effizienteren Instmment bei der Orgimisation der Aktionen zu machen. 

5.2.2. Die Verbindungsgruppe der Nichtregicrungsorganisationen 

Wie bereits angemerkt, kommt der Verbindungsgruppe der Nichlregierungsorganisationen auch künftig 
eine Schlüsclrolle zu, wenngleich ihre Arbeitsweise ;mgesichls der im Evaluicrungsbericht aufgeworfe- 
nen Fragen einer Überprüfung unterzogen werden sollte (Ab.schnitt 2.5). Die Verbindungsgruppe ist 
durch eine getrennte Entscheidung (Kommission) eingesetzt worden, sie fallt also nicht unter den 
vorliegenden Vorschlag für einen ßesehlus des Rates. 

5.2.3. Die Europäische Beobachtergriippe 

Die.se für die von bis h)*)3 laufenden (fcmcin.sclKift.sma.s.snahmcn ztigiin.sten älterer Men.sehen 
eingesetzte (imppc, die sich tinahluüigigen Sachvcrsiändigen llir Allcrsfragcn zusmnmenselzl. hat eine 
Reihe von Berichten über die Lage der älteren Men.sehen in der ges;unten Union veröffentlicht. Diese 
Veröffentlichungen sind dazu bestimmt, die Entscheidungsfindimg zu erleichlem durch Bereitstellung 
von vergleichenden Informationen über die wichtigsten, sich auf die älteren Menschen auswirkenden, 
politischen Massnahmen und Entwicklungen in jedem Mitglicdstaal. Der Evaluicrungsbericht hebt den 
Wert hervor, den die Beobachtergruppc auf praktischer Ebene geleistet hat (Absatz 2.2.) und schlägt 
seine Fortsetzung und Weiterentwicklung vor Bei der jährlichen Bewertung der Tendenzen und 
erzielten Fortschritte in den von diesem Vorschlag erfassten Gebiet wird sich die Kommission 
weiterhin auf die Dienste einer vom Rat eingesetzten Beobachtergruppc stützen. 

5.2.4. Die Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen 

Die Europäische Stiftung zur Vcrbcsseamg der Lebens- und Arbeitsbedingungen hat stets eine 
Vorreitcrrolle gespicilt, wenn es darum gingn die einzelne verschiedenen AsjKktc der demographi- 
schen ÜberaJtening auf die Tagesordnung der politischen Entscheidungsträger zu .setzten. Zu den 
jüngsten Beispielen zälilcn die Betreuung in der l**;unilic und die Übeniltemng der Arbeitnehmerschaft 
(7). Die Stiftung wird der 'think-t;uik' der Kommission sein, da die miticl- bis hmgfristigen Aus- 
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Wirkungen der Ahning der europiiisehen Hevölkening iintcrsueht wcnieninüsscn. In diesem Zu- 
s;iininenh;uig k;uin die Knininission es lur wtinsehenswerl iKilten, die SiiÜiiitg :in ein/clne iin Kähmen 
dieses vorseh kigenen Besehlusses iintemuiiinienen Studien und iniliutiven /m lH:teiligen. 

5.2.5. InrorniHtionsstclIen auf nationaler Ebene 

In den meisten MilgliedsUialen wurden für Ad-hoe-Stmkturen eingerichtet um das Interesse an 
europaweiteii Aktionen zu fördern und die Kommunikation zwisehen Brüssel und den Akteuren im 
ßereieh der Seniorenpolitik aur nalionaler/lokuier h'bene zu crlciehtenv Diese "K(K)rdinienmg.sstellen'' 
waren iibl iehcrwei.se bei einer der führenden Nichtregientng.sorg:uii.sationen angesiedell und wurden 
in ihrer Tätigkeit sowohl von der Koniinission als auch den einzel.st;ut liehen Behörden iinterstfitzt. 
Diese Stnikturen haben eine allgemein ;merk;uiitte wichtige pnikli.sehe Rolle gespielt (Ivvaluiemngs- 
bericht 3.1) und es sollte in Brwägiing gezogen werden, die.se Idee auf der Cinindlage der besten 
Brtalmingen aus dem Jalire weiterzuciit wickeln. 


5.3. Führungsansatz 
5.3.1. Planung 

Der Prozeß der Anpassung an die Bevölkeningsüberaltemng ist durch gewisse Unsicherheiten 
gekennzeichnet. Vor diesem Hintergrund wäre es nicht rat.sam. von Anfang an ein feststehendes 
Arbeitsprogramm för den gesamten Zeitraum festzulegen. Besser ist ein flc.xibler Prozeß, bef dem jede 
erfolgreich abgeschlossene Phase die (Jnindlage för die Festlegung weiterer Prioritäten im Rahmen 
einer Gesamtstrategie bildet. Diesem Ansatz .sollten auch die Durchfulmings- und Finanzpläne 
Rechnung trogen. 

5.^.^ Evaluierung 

Wie bereits bei den ersten (jemeinschalhsaktionen |W|.n3 mul dein luiropäi.schen J:üir werden die 
Aktionen auch Gegenstand einer externen Bewertung durch nicht ;ui den Projekten beteiligte un- 
abhängige Sachverständige sein. Ein Zwi. sehen bericht wird Ende und ein Endcvaluicrung wird 
innerliolb eines Jahres nach Abschluss der Massnalnnen veröffentlicht werden. 


6. THEMEN 
Einführung 

D;ls Europäische Jahr D)93 hat zu einem enveiterten und tieferen Verständnis der verschiedenen 
Aspekte der Seniorenpolitik bcigclragen. Das Resultat ist eine breite Palette von Themen und 
Unterthemen, auf deren Grundlage Folgeaktioiien auf europäi.scher Ebene geplant werden können. 
Neben den bereits behandelten Fragen der Solidargcinein.schafl der (jcneralioncn und der sozialen 
Inlegration älterer Menschen wird im Weißbuch "lüiropäische Sozialpolitik - ein ziikunft.sweiscndcr 
Weg für die Union” in.sbcsondcrc die Rolle der aktiven Kiihcstrindler und der älteren Frauen in 
.säinllichen union.sweiten Folgcmaßiuiluuen hervorgehoben Um das ge.smnle Spektrum der die ältere 
Bevölkeiung belrcncnden Tliemciibereiehc erfas.sen zu können, wird vorgeschlagen. d;iß die zentralen 
lliemen auch auf die Fragen der Betreuung und der Überalterung der Arbeitnehmer au.sgcdehnt 
werden. 
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r».l Dir Kollr iinil ilitü ISilriiliiil ilrr iiklivni Kiilir.^iaiiillrr 

i)ic Vcrliindcning einer /ai Inilien Abhiin^*igkeit isl nur einer der bakloreit. die d;i/.ii lK'i^>elnigeii 
luibeiK daß sicli die Politiker mit der größten (intp|H: der älteren Mitbürger iKrfussen. I iier reiehen die 
Diskussionsthemen von der Bedeutung des Kuhest;mds in der heutigen Zeit bis hin zu dem wichtigen, 
aber oft im Verborgenen bleibenden Beitnig der aktiven Ruheständler Neben den traditionellen 
Anliegen wie zum Beispiel der Frage der Ausübung einer freiwilligen Tätigkeit werden heute 
bisweilen ganz neue Fragen wie etwa die der Befähigung aufgeworfen, d.h. die älteren Menschen 
sollen verstärkt in die Lage versetzt werden, sich zu allen für sie relevanten Themen zu äußern. 
Bestimmte Einschränkungen, denen die Ruheständler unterliegen, werden durch Einstellungen 
vemrsachl, deren Änderung in den einzelnen Milgliedstaalcn mit speziellen Programmen bewirkt 
werden soll. Die Debatten über die Strukturen und VorschriAen, die altere Menschen davon abhaltcn, 
einen Beitrag für die Ciesellsehaft zu leisten, wurde durch das nuropäisehe Jahr bereichert. Die 
Sehltissfolgeningen müssen bekrüAigt mul wcitercntwickelt werden. 

6.2 Ältere Krauen 

Ältere Frauen machen die Mehrheit unter den älteren Menschen aus. und in der Gruppe der sehr alten 
Menschen stellen sic sogar die übergroße Mehrlieil. Was das Einkommen ;uibctrifft, sind Frauen im 
Vergleich zu Männern im Alter schlechter gestellt, und obwohl sich die Einkommcnsverhältnisse der 
älteren Menschen in den vcrg;mgencn Jaliren generell verbessert haben, sieht sich eine erhebliche 
An/iüd von sehr alten l'raueii nach wie vor mit dem Problem der Amuit konrroiüert(4). Die Frauen 
tragen den größten 'feil der “Betreiiimgslaslcn”, entweder in ihrem Hentfoder aber im Privatleben in 
bomi der - nomialerweise iiiibe/iüdten « "Betreuung innerhalb der F;uuilic”. I‘‘ör viele Frauen bedeuten 
diese Betreuungsaufgaben eine IJnterbreclumg ihrer bcnifliehen l.aiifb;üin. meist mit negativen Folgen 
für die späteren Rcntcnansprüchc. während sich eine /.iinehmcnde Zahl von Frauen im Rcntcnaltcr um 
betrciiungsbedurftige Verw;uidten kümmern. 

6.3. Ältere Arbeitnehmer 

Zwar wird der Frage der wirtschaAlichcn Wctlbewerbs.sfähigkcit vordem Mintergrund der Bevölke- 
rn ngsübcraltemng grosse Aufmcrk.smukeit gewidmet, jedoch sind brauchbare Schlussfolgerungen 
noch nicht in Sicht. In der Vcrgmigenhcil änderte sieh die Produktionstcchnologie mit jeder neuen 
Arbeitergeneration mul die Qualiilkationen liefen huig.siuu. über die ge.smnle Dauer eines Arbeils- 
lebens hin. Geüdu. überholt zu sein. Bei dem beschleimigtcn Technologicwmidel, k;mn die Oualifika- 
tion eines Arbeiters niseh und immer früher in seiner Laufbtilin überholt sein. Im Europäischen Jahr 
wurde die öfTcntliehe Aurmerksamkeit nachdriieklicli auf die be.sondercn Probleme der älteren Arbeits- 
suchenden und auf d;Ls 11iema AUcrsdi.skriniinicruiig gelenkt. 

6.4. Übergang in den Ruhestand 

Für den einzelnen beginnen die Probleme des Alters nielu erst mit dem Eintritt in den Ruhestand. 
Einige der grössten Hindernisse, die einer sozialen Integration der älteren Menschen im Wege stehen, 
haben ihren Ursprung in Einstellungen und EHahningcn. die den einzelnen weitaus früher geprägt 
haben. Ein besonders wichtiger Fragcnkomple.x bctrifTl die J;ihrc vordem Erreichen des Rentenaltcrs, 
wobei bislang lediglich die Hauptprobleme in diesem Lebensabschnitt ansatzweise diskutiert werden, 
nämlich die Vorbereitung auf den Ruhestand, der Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand 
und die Diskriminierung älterer Arbeitnehmer und Arbeitssuchender. 
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6.5. Betreuung pflegebedürftiger älterer Menschen sowie der Zugang hierzu 

Die Frage der Pflege umfaßt Fragen der Qualität und der Ressourcen sowie der gnindlcgendeh 
Verantwortlichkeit Die gesarpte Pflegedebatte hat sich auf die erwartete Finanzierungskrisc der 
Pflegedienste konzentriert. Dabei wurde der Qualität dieser Dienste weniger Aufmerksamkeit gezollt 
Die Pflegedebatte verläuft heute parallel zu Remühungen, die Pflegebedürftigkeit durch Maßnahmen 
Mi verliindem oder hinauszuzögem, die die l**ä]iigkeit älterer Menschen, ein selbständiges Leben zu 
führen, möglichst lange erhalten. Bei den Alternativen Instilutionulisiening oder Betreuung in der 
Gemeinschaft müssen die respektiven Rollen und Verantwortlichkeiten der öfTentli eben Handlung und 
des privaten Sektors griindlieh überlegt werden. 

Die Betreuer sind häufig selbst als eine Katulgruppe ati/.useheti Der IMIegebedarf der Betreuungs- 
|)crsoneii beginnt, erk:uint zu werden, lis gilt, ein bes.seres Verständnis für die Rolle und Begrenzung 
von "nieht-professionelien** Betreuer und der "i';uuilienbetreuer'* zu entwickeln und deren Funktion in 
der "grauen" WirLschaft.s/one gegen die alternative SehafTung neuer Formen der Beschäftigung im 
Betreuungssektor abzuwägen. 
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7. IxitrHÜcii filr flic einzelnen Artikel 

Ailikd I 

IX:r iin wesentlichen iinlcrstüt/rnüc Charakter der Maßna))nien wird hervorgehoben. 

Artikel 2 

Die /iel.slellungen konzentrieren sich auf die llicnicn. die aus dem liiiropäisehcn Jalir lW.l uls 
Prioritäten hervorgegangen sind und die nach folgend auf der (inindlage des Weißbuchs über die 
nuit)päische Sozialpolitik abgeondert wurden. 


Artikel ^ 

Diese werden zum grössten Teil grosse Initiativen sein, die, aufgrund eines abgestimmlen Arbeitspro- 
granims und unter Mitwirkung der wichtigsten belrolTenen Orgiinisationen in den Mitgliedstaaten, auf 
Infomiationsaustausch über spezifische Prioritätsthemen abzielen. Die Rolle der formellen Strukturen 
* insbesondere des Beratenden Ausschusses und der Verbindungsgruppe - als eigenständige Platt* 
fonnen des lirfalmings- und lnfonnations;iustausehe.s, darf* dabei nicht übersehen werden. Abgesehen 
von den Berichten der Beobaehtergmppc. ist cs nicht vorgesehen, dass die Kommission im Rahmen 
dieses Besch liisses z:dil reiche Studien in AiiÜmg gibt. 

Artikel 4 


Standardle.xt 


Artikel 5 

Die vorgesehene Verf;ilirensweise entspricht der der ersten Gemcinschaftsaklion. I WI-93. 

Artikel 6 


Standardtexl 


Artikel 7 


Ausgehend von den |{ri*:il innigen des luiropäi.schen J;il)rcs erachtet es die Kommission für 
wün.sehenswert, d:ii5 die Information über die Aktionen .soweit wie möglich von den einzelnen 
MitgliedsUuiten in enger /usiunmenarbeit mit den einzelstaatliehen Behörden und durch in Überein- 
.stinimimg mit den einzelst;uulichen Behörden benannte Fachleute organisiert wird. 

Artikel X 


Bei dem vorliegenden Dokument handelt es sich um den fonnellen i{vaiuieningsbericht. Es ist 
beabsichtigt, I99X einen weniger formellen Zwisehenbcricht zu erstellen und in Umlauf zu geben. 


1.1 
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Vorschlftg für einen 
BESX lii.llSS DKS RATHS 

Über spezifische Aktionen zugunsten lllterer Menschen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235. 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission', 

gestützt auf die Stellungnalime des Europäischen Parhunents*^, 

gestützt auf die Slellungn;dimc des Wirtschafts- und Sozialausscluisscs*. 

in l{rwägung n;ichstchender(iründe: 

Die .ständige Verbesserung der Leben.s- und Arbeitslxrdingiingen und die harmonische Entwicklung der 
Volkswirtschaften gehören zu den Zielen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

Der Wirt,schafts- und Sozialausschuß hat die Stellungnahme zum 'fliema „Ältere Menschen in der 
Ge.scllschafl"''^ am 25. November 1993 angenommen. 

Der Rat hat am 6. Dezember 1993 eine (inindsatzcrkhirung ;inlüßlich des Abschlusses des Europäi- 
schen Jalues der älteren Menschen und der Solidargemeinschaft der Generationen' abgegeben, in der 
er auf die Absicht der Kommission zur Vorlage eines Vorschlages in diesem Bereich verweist. 

D;is Europäische Parlament hat die Entschließung vom 24. P'ebmar 1994 über die Lage älterer 
Menschen in der Europäischen üemeinsehalT luigenommen. 

Die dem Vertrag über die Eiiropäi.sche Union im Anhiuig bcigelügle l-rklärung zur Zusammenarbeit 
mit den Wohlftdirlsverbänden betont die Bedeutung der /u.sammenurbeil mit Verbänden der Wohl- 
ftdirlspllege und der Stiftungen als Träger .sozialer Einrielilungen und Dien.ste. 

Die gegenwärtige Bevölkcningseniwicklimg ist durch eine wachsende /;üd älterer Menschen gekenn- 
zeichnet, was erliebliche wirt.schaftliche und soziale Kon.set|iicnz.en, in.sbesondere für den Arbeits- 
markt, die soziale Sicherheit und die Sozialausgabcn haben wird. 


' ABI. Nr. 

‘ "" ABI. Nr. 

* ABI. Nr. 

’ ABI Nr. (• 34, 2.2.94, S. öl 

ABI. Nr. (‘ .34.3. 21.12.93, S. I 
" ABI. Nr. (' 77, 14.3.94, S. 24 

I 
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Bei der Förderung der Solidarität inncrlialb der Europäischen Union kommt der Zusammenarbeit und 
der Konsiillation ;cwischcn der Kommission, den Mitgliedstnaten und den Vertretern der alteren 
Menschen Tiber M:iDn;i]iinen, die die ällereti Menschen betrelTcn. eine große Bedeutung /4i. 


Die aiir(ienieinsclKinselH:ne iliirchziirtthreiulen Aktionen dienen dein Ziel, die in den Milglicdstaaten 
auf verschiedenen Ebenen crgrifTenen M:ißn;ilinieii initerschiedlieher Art bekannt/umachen und zu 
ergänzen. 


I);ls IW3 begangene lüiropaische J;il)r der alleren Menschen und der Solidargemeinscluift der 
(lenerationen diente d;i/.ii. den Wert des Infbnnations- und Eri*:dmings;iiistaiisches zu l*'rugcn der 
IJiKmItcning in luiropa attr pniktisehe Weise zu veriinschuulicheii. 

Die niit dem Europäischen Jalir der älteren Menschen und der Solidargenietnsehaf\ der Generationen 
geschalTenen Voraussclziingen rechtfertigen eine einmalige Nachrolgcmaßnahmc auf europäischer 
Ebene, die auf den Ergebnissen des J;ihres auibaut. 

Für die Annahme dieses Beschlusses sind im Vertrag lediglich in Artikel 235 Befugnisse vorgesehen 


BKSC ilLIESST 


Artikel I 

iMir die Zeit vom I. September IW5 bis zum 31. Dezember |W‘) wird biermit ein Ralnnenwerk 
cingefuhrl, mit dem die (fcmein.sehaninitiativen unterstützt, mit denen denen .sich die Milglied.sta;iten 
den I Icraiisfordcnmgen der Bevölkemngsübeniltenmg stellen. 

Artikel 2 


Mit den Aktionen werden folgende Ziele verfolgt: 

1. Förderung der Rolle und der Möglichkeiten der aktiven Ruheständler 

2. Förderung der besten Lösungsansätze in bezug auf: 


a) Verbes.sening der Situation älterer Frauen; 

b) die Obcralteningrder Erwerbsbevölkerung 

e) t)berg;mg vom Erwerbsleben in den Ruhestand; 

d) Betreuung pflegebedürüigcr älterer Menschen, sowie der Zugang hierzu; 

3. Förderung der Solidargcmeinschaft der Generationen und der Integration älterer isolations- 
gefährdeter Menschen. 
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Ailikcl } 

Folgende Maßiialiinen werden zur Verwirklichung iler in Artikel 2 gciuuuitcn Ziele ergrilTcn: 

a) spezifische Projekte« die die im Anluuig zu diesem Beschluss aufgerhrten Kriterien 
erfüllen: 

b) vergleichende Untersuchungen und grenzüberschreitende Initiativen« die darauf 
abzielen, Infomiationen und Hrfümingcn aus/utausehen und im Hinblick auf die 
prioritüren Themen dieser Massinüime optimale l.östingcn zu fördern sowie Part- 
nerschaften zwischen liinrichtungen des öficntlichcn und privaten Sektors« Fach- und 
freien Wohlfahrtsverbönden her/ustclien: 

e) regelmässige Durchftilming von vcrgleichciulcn Studien durch eine "Beobachtungs- 
stelle” unablu'ingiger Sachverständiger zur sozialen und wirtschaniichen Situation der 
älteren Mensehen in der gcs;unten Furopäischen Union. 

Artikel 4 


1. Oie Kommission ist liir die Durehfülming dieses Beschlusses vcnuil wörtlich. 

2. Nach Konsultation des in Artikel h genannten Ausschusses IrifTl die Kommission eine 
Entscheidung bezüglich der Finanziemng der Projekte. 

3. Die Kommission kann den in Artikel 6 geiuuintcn Ausschuß auch zu luidcrcn, im Ralimen des 
vorliegenden Programms cingeleitctcn Aklivilälen konsultieren. 

Artikel 

1. FinanzicningsiUilräge fiir einzelne Initiativen können von Orgiuiisalionen und von Einzel 

Personen gestellt werden. Die Anträge sind iui die Kommission zu richten. 

2. Die Höhe des Gemeinschaftszuschusscs für die entsprechend vorliegendem Beschluss als fbrde- 

nmgswürdig erachtete Initiativen wird 75 Prozent der Ge.siuntkosten nicht überschreiten, 
ausgenommen bei Studien, die von der Kommissioj) sj)eziell in Verfolgung der ZieI.sctzungen 
dieses Beschlusses in Auftrag gegeben werden. 

Artikel ö 


Die Kommission wird von einem beratenden Ausschuß - nachfolgend „Ausschuß“ genannt - unter- 
stützt, dem zwei Regiemngsvertreter aus jedem Mitglied.st;ut :uigehören Den Vorsitz führt ein 
Vertreter der Kommission. 

Der Vertreter der Kommission legt dem Au.sscliuß einen Entwurf' der zu ergreifenden Maßnahmen 
vor. Der Ausschuß gibt - gegebenenfalls durch Abstimmung - seine StclIungnaJime zu dem Entwurf 
inneriialb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden 
Frage fcslsclzcn kann. 

Die Stellungnahme wird in das Protokoll aufgenommen, und darüber hinaus hat jeder Mitgliedstaal 
das Recht zu verlangen, daß sein Standpunkt im Protokoll festgehallen wird 
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Die Kommission Iriigl der Siel lungiuüime des Ausschusses weileslgchcnd Rechnung. Sie unlcrrichtet 
den Ausschuß darüber^ in welcher Weise seine Stellungnahme bcrucksichligl wurde. 

Artikel 7 


Die Kommission ist lur die Verl^rcilung mul den Au.stausch der das Programm bctrciTendcn Informa- 
tionen verantwortlich. 


Artikel K 

Die Kommi.ssion legt dem Kat und dem Kuropäi. sehen Parhunent vor dem 3I. De/miber 2000 einen 
Bericht über die Durch iVthmng und die |{rgebnisse der Aktionen vor. 

Artikel 0 

Dieser Beschluß wird im Amtsblatt der Europäischen (iemeinschaften veröfTentlichl. 


Cje.schehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rates 
Der Prasidcnl 
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Anhang 


AUSWAHLKRITERIEN FÜR DIE FINANZIERUN(; VON PROJEKTEN 

I vorranci<;e tiiemen 

Im Ralimcn der Projekte sollte mindestens eines der folgenden 'riiemen in Angriff genommen 
werden: 

i Rolle und Mögliehkeilen der ;Jvtiven Ruhesliijuller; 

ii Verbessening der Situalion der alleren l-ranen; 

iii die IJberallcning der l{nveii)sbevölkcrung: 

iv Überg;uig von der lirvveriisläligkeil in den Ruheskuuf 

V Betreuung pllegebcdurlliger älterer Mensclien. sowie der Zugcuig hierzu. 

II GRUNDPRINZIPIEN 

Vorrang haben Projekte, die auf einem oder mehreren der nachfolgenden Prinzipien beruhen: 

1 . Förderung der Solidargemeinschaft der Generationen; 

2. Förderung der Fähigkeit älterer Menschen, am gesellschaftlichen Leben leilzunehmen; 

.3. Integration älterer Menschen, die in hohem M;iße isolationsgeföludet sind, insbeson- 
dere älterer Zuwanderer und älterer Menschen, die in abgelegenen Gebieten leben 
sowie älterer Behinderter und älterer l•'raucn. 


III ALLGEMEINES 

Bei der Auswald der finanziemngswiirdigen Projekte sollten folgende allgemeine Kriterien 

berücksichtigt werden: 

1 . Die Projekte sollten - verglichen mit den bereits eingeleiteten Maßindimcn - innovativ 
sein oder experimentellen Charakter haben 

2. Sie sollen auf die Förderung optimaler Losungen auf dem betreffenden Gebiet 
abzielen; 

3. Sie sollten von Organisationen und Personen durchgeführt werden, die auf dem 
betreffenden Gebiet als führend angesehen sind: 

4. Sie sollten Maßnahmen vorsehen, um nicht mitwirkende Interessenten über die 
Ergebnisse zu informieren, wobei Aktionen mit hohem Multiplikator grössere Priorität 
haben werden. 

5. Sie sollen in ihrer Tragweite grenzüberschreitend sein. 

Bei den in Artikel 3 aufgeluhrten vergleichenden Studien und grenziiberseh reitenden Initiativen behält 
die Konimissu)!) sieh vor, die Luropäischc Stillung zur Verbessening der Leben.s- und Arbeits- 
bedingungen und/oder die l{urppäi.sehc Beobachterstclle ülx:r Altersfragen und ältere Menschen zur 
Mitarbeit aufzufordcni. 
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KI N AN/J ELLE ASPEKTE 


I. TITEL DER MASSNAHME 

UntcrstuUung der (icmcinschan fiir Maßiuilmicn /.ugtinslcn fillcrcr Menschen 


2. IN FRAGE KOMMENDE HAUSHALTSPOSTEN 

B3-4I()4: Maßnahmen zugunsten älterer Menschen 

AO-I I7X: Technische Hilfe - Berater 

AO-23X(): Verwallungsaufwendungen 

AO*-2h()0: Studien 


3. RECHTLICHE GRUNDLAC;EN 

Anwendung von Artikel 235 des liW(j-Vertrages. l:s wird erwartet, daß dem vorliegenden Vorschlag 
der Kommission Anfang ein neuer Katsbesehluß folgt. 


4. BESCHREIBUNG 

fvin R;ilimenwerk der (Jemeinschaft zur IJntcrstiilzung von Infonnations- und Brfalirungsauslausch mit 
folgenden ^Zielstellungen 

1. Stärkung der Rolle und der Möglichkeiten der aktiven Ruheständler; 

2. Förderung optimaler Lösungsansatze in bezug auf: 

a) die Verbesserung der Situation älterer krauen 

b) die Überaltening der Frwerlisbevölkening 

e) den Übergiuig von der Hrwerbstätigkeit in den Ruhestand 

d) die Betreuung pllegebediirIViger älterer Menschen, .sowie der Zugiuig hierzu; 

3. Förderung der Solidarität zwischen den (ieneratloncn und der Integration isolationsgcfahrdetcr 
älterer Menschen. 

Die Aktion hat eine Laufzeit von vier Jaliren und acht Monaten und dauert vom I. September 1995 
bis zum 31. Dezember 1999. 


5. AUFGLIEDERUNG DER AUFWENDUNGEN 

5.1 Freiwillige Aufwendungen 

5.2 Separate Kredite 

5.3 Einkommensarten: keine 
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6. ART DKR AUFWKNDUNCKN 

6.1 I00%ige Koslcnöbcrnahmc: l*ur AkliviiiUcn, die im Zusaminenluiiig mit der Vergabe von 
Dienstlcistungsauftrügen anfallen (Ausgaben (ur Studien. Expertentreffen. Konferenzen und 
Seminare. Schulungen, die Koordinierung der Informations- und Publikationstätigkeit; direkte 
Beratung und Unterstützung bei Aktivitäten, die direkt zur Erreichung der Zielstellungen der 
Aktion beitragen), jedoch ohne Kosten für die Leitung dieser Aktionen und ohne allgemeine 
Verwaltungsaufwendungen. Diese sind Bestandteil des Programmanagements durch die 
Kommission. 

6.2 Zuschüssezu Aktivitäten: In der Regel nicht melir als 7.S % der (iesamtkosten des jeweili- 
gen Projekts. 

6. J Zin.H.siibventioncii: keine 

6.4 Sonstige Arten von Aiifwcndiingeii: keine 

6.5 Rückerstattung: Eiiullt eine M;ißnalnnc nicht die vertraglich vereinbarten Ziele, sind die 
erhaltenen Mittel ruckzuershitten. Ein "wirt.schaftlicher'* firfolg im engeren Sinne des Wortes 
wird nicht angestrebt. 

7. FINANZIERUNfiSPLAN 

7.1 Berechnung der Betriebskosten - Linie B3-4I04 

Die Küstenbcrcehiumg erfolgt auf der (mindlage der Aktivitäten und Aufwendungen für 
1 W4. die in gleicher Höhe fiir jedes der folgenden drei Jahre angesetzt werden. Auch fiir das 
letzte Jahr der Laufzeit dieser Aktionen ( I in dem ein Rückgang der Aktivitäten erwartet 
werden könnte, wird von einem gleichbleibcndcn Umfang der Finanzmittel ausgegangen, da 
|WO als UNO-Jalu der älteren Men.schen bcgiuigen wird. ;ui dem sich die HU sicher mit 
eigenen Beiträgen beteiligen muehte (vgl l'U-l'cihuüime :un UN()-J;ilir der ^';unilic 1W4). 


Voranschlag der Mittelhindiingeii (in Mio) 



1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

(fcsamt 

1.0 

^.5 



.^.5 


Vorläufige Aufschlüsselung 


Austausch/Optimalc 

Lösungen 

0.5 

2,9 

2.9 

2.9 

2,0 

N RO-Unterstütziing 

0.3 

0.9 

o.x 

0.9 

1.4 

Versch. Zuschüsse* 

0,2 

1.7 

1.7 

1,7 

2.0 

Evaluierung 



0,1 


0.1 

Aktivitäten der Duhlin- 
i'\)tiiulalion 

pm 

pm 

pm 

pm 

pm 


♦llntersliil/img für .spe/.ifischc Projekte und Aktionen, die die Ziele die.scs Bcsehlusscs (oräeTnT 


2 


30 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/1900 


8. MASSNAilMKN ZUR BKKAMPFUNC; VON BKTRIJC; 

Koiiliniiicrliciic Begleitung durch die Dienste der Koniiuissiuii unter Hin/4i/.ieliung technischer 
|{xpei1en. Heschrankiing der Berichts/eiträuiue für /wischen- und AbschliiUfmanzbcrichte und der 
Vertnigshuirzeiten auf maximal ein J;ilu. Ausreichung der zweiten /Bildung erst nach Vorlage eines 
zu Iriedenstel lenden Zwischenberichts. Systematische und Stichprobenuntersucluingcn vor Ort durch 
die Dienste der Kommission (CiD V und CD XX). 


9. VKRIIÄLTNIS VON KOSTEN UNI) NU I ZEN 

9.1 Konkrete Ziele 

Die unter Punkt 4 genannten Zielstellungen. |{ndnutznießcr der Maßnalinien sind ältere Menschen in 
allen genannten Kategorien. Zu den unmittelbaren Nutznießern zülilen die an den von der Kommission 
finanzierten Projekten beteiligten Partnerschaften. 

9.2 Begründung 

Die IJhendtcmng der Bevölkerung stellt die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten vor eine der 
größten wirtschaniichen und sozialen 1 lerauslbrderungen ihrer (ieschichte (siche Abschnitt 3 der 
Erläuterungen). 

Bei der vorgeschlagcnen Aktion Inuuleh es sich um die I laiipt.stußrichtung. mit der die Union das 
Phänomen des demographischen Altenis in AngrilT nehmen möchte. Wenngleich dies Ausmaß der 
vorge.schlagenen Aktion migesichts der (irößc der I leratisrordenmg recht he.schr4Uikt erscheint, packt 
sie das Problem unter Berücksichtigung der Kompeten/.verteihmg in diesem Bereich doch sehr 
wirksiun und direkt ;ui der Wurzel ;ui. Alle wirtschaftlichen und sozialen Schlüs.selprobleme werden 
;mgcsprochcn: die Betreuung der wachsenden Z;ihl pllcgebediiiftiger Menschen; die spezielle Situation 
älterer Frauen; die Wettbewerbsfall igkeit einer überalterten Erwerbsbevölkerung und der Beitrag der 
aktiven Ruheständler. 

Jedes dieser Probleme ist für sich genommen groß genug, um unter wirtschaftlichen Aspekten eine 
größere Investition zu rechtfertigen und damit zumindest die gravierendsten prognostizierten Probleme 
abzuwenden. Entsprechende, oftmals etwas willkürlich anniutende Bemühungen lassen sich in allen 
Mitglicdstaaten erkennen. Mit dem vorliegenden Vorschlag sollen praktische Syncrgiceffcktc bei der 
Suche nach Uisungsiuisätzen fiir diesen bedeutenden Prt)blemkomplex geschaffen werden. 

Den angeregten praktischen Maßnahmen - Inronnationsaustauscli und Förderung optimaler Lösungen - 
liegt eine Methode zugrunde, die sich bei der Entwicklung von Synergieeffekten auf europäischer 
Ebene bereits bestens bewälirt hat. die auf dem Subsidi;iritätprinzip beruht und mit großer Wahr- 
sehcinliehkcil zu prakti.sehen Veriüidemngen fiihren wird. Der 1993 in diesem Bereich unter Anwen- 
dung derselben Methode durcligefiihrte Maßnalimenkomplex wurden von der unabh;uigigen Sachver- 
ständigengnippe. die mit der Evaluienmg des Europäischen Jalires der älteren Meii.schen und der 
Solidargemeinschaft der (fcncrationen 1993 beauftragt war. als sehr großer Erfolg bewertet (siche 
Evaluiemngsberieht). 

Da die wichtigsten Kontakte schon geknüpft sind und die Methoden ihren Test in der Praxis bereits 
bestanden haben, ist von keinen größeren Unsicherheitsfaktoren auszugehen. 
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^>.3 licßleitcndc Projcktbctreiiun)» und Kvnlincriin^ 

9.3.1 Erfolgsindikatoren 

Unionswcit fallen in die Kategorie "ältere Menschen", einschließlich ältere Arbeitnehmer, 
mehr als IOC) Millionen Menschen. Angesichts des sehr begrenzten Charakters der Aktion 
wäre es unrealistisch. Erfolgsindikatoren im Hinblick auf die Auswirkungen fiir die Gesamt* 
hevölkentng zu erstellen. 

Der lirfolg der beteiligten Projekte muß sich in erster Linie an der Liitillung des vereinbarten 
Arbeilsprogramms messen la.ssen. Als weiterer Lrfolgsindikator wird d;is "Aufgreifen" der 
Projektideen durch ;uidere nicht direkt beteiligte (inipiH:n tiiul irmriehtungen henuigezogcn. 
Auch im Ralunender Arbcit.sprognunine, bei denen es ja uni lern* und Ati.stauschmaßnaiimen 
geht, werden konkrete abrechenbare Liiblgsindikatoren festgelegt, wie z.B. Zaiil der Ver- 
anstaltungen und Teilnehmer, Art und Niveau der Teilnehmer sowie eingeleitete Nachfol- 
gemaßnahmen. 

Da es sich um ein P;u1nerschaüsprognunn) luurdelt, bei dem die Kommi.ssion nur ein Partner 
unter anderen ist. stellt auch d:is Ausm;il3 der Resommz und des Interesses bei anderen 
Sehiusselpartnem einen wichtigen Indikator dar. In diesem Zus;immenhang sei noch einmal 
darauf hingewiesen, daß vom Europäischen Jahr der älteren Menschen und der Solidargcmcin- 
schaft der Generationen 1993 eine sehr große Multiplikatorwirkung ausgegangen ist Setzt 
man die Vemnstaltungszahl als einfachen Indikator an. so wurde eine Multiplikatorwirkung 
von wenigsten.s 10 : I erreicht (vgl, Evaluienmg.sbericht 3.1). 

9.3.2 Evaluierung 

Von der Kommission werden unabhängige Sachverständige bcniumt, die eine Evaluierung 
durehfiihrcn mit dem Ziel, die l•rgcbni.sse iler Aktion in einen vergleichbaren R:ilimcn zu 
stellen und s:üntlichc Kon.sei|nenzen IVir die Entwicklung von M;ißnahmen auf regionaler, 
nationaler und europäischer Ebene herau.s/narbeiten Bis /um 1. Jiuniar 2000 legt die Kom- 
mission dem Rat und dem finropäischen Parlanient einen Abschlußbericht zu dieser Aktion 
vor. 

9.4 Finanzplanung 

Die Aktion ist BesUuuUeil des |•in;ulzpI:uls der (jl). 

10. VERWALTUNGSAUFWENDllNCEN 

10.1 Technische Hilfe - Beratung - Linien AO-1 178 und AO-238 

Derzeit stehen für die Diirchrührung von Maßnalimen zugunsten älterer Menschen insgesamt folgende 
Mitarbeiter zur Verfügung: 

Angeslellle: A: I 

U: I 

C: 1 

Technischer Beist:md (A): 2 

Zeitweilige Sekretarialsmilarbeiler: 1 
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l*'ür die voQ»cschlagcncn Aktionen sind keine zusatdichen Mitarbeiter erforderlich. Dolicr ergibt sich 
fiir Linie AO-1 17X; 



1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

Berater 

25.()(«> 

lOO.OOO 

lOO.OOO 

100.000 

100.000 


10.2 'rcclitiischc iliire - Vcrwaltitnt’saufwendtinj’cn • IJnie AO-2380 

Ls sollten Mittel lür ein Minimtiin aji Speziallcislungen eingephuU werden, die im lntere.sse eines 
reibungslosen Ablaufes der Aktivitäten eingekaufl werden müssen, z.B. Versandlisten, computerge- 
stützte Informationstätigkeit und com putergestützte techni.sche Entwicklungsarbeiten. Davon ausge- 
hend wird folgende MittelauOeilung für Linie AO-238() vorgeschlagen: 



1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

Verwalfuiigs- 

wcnditngen 

7.000 

.^.s.ooo 

.1.S.000 

.1.5.000 

3.5.000 


I0.J Studien - Linie AO-2600 


In jedem J;üir wird eine gröbere Studie in Audrag gegeben und verolTenllicht. Darau.s ergibt .siel) 
lölgcnde Mitlelaudeilung für Linie A()-2bOO; 



1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

Studien 

50.000 

250.000 

250.000 

250.000 

250.000 
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Bericht der Abgeordneten Barbara Imhof, Erika Reinhardt, Heidemarie Lüth 
und Irmingard Schewe-Gerigk 


i. 

Die EU- Vorlage auf Ratsdok.-Nr. 5496/95 wurde dem 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
in der 13. Wahlperiode am 19. Mai 1995 (Drucksache 
13/1442 Nr. 1.2) gemäß § 93 GO-BT federführend 
und dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, 
dem Ausschuß für Gesundheit, dem Ausschuß für die 
Angelegenheiten der Europäischen Union und dem 
Haushaltsausschuß mitberatend überwiesen. 

Der Bundesrat gab zu dieser Initiative im Rahmen 
eines Beschlusses (BR- Drucksache 219/95) verschie- 
dene Empfehlungen ab. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und der 
Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union empfahlen, die Vorlage zur Kenntnis zu neh- 
men. Der Ausschuß für Gesundheit stimmte dem Vor- 
schlag unter Berücksichtigung der Empfehlungen des 
Bundesrates (BR-Drucksache 219/95) einstimmig zu. 

Der Unterausschuß für Fragen der Europäischen 
Union, der zur Vorberatung der EU-Vorlage mit der 
Initiative befaßt war, empfahl einvemehmlich dem 
Haushaltsausschuß, die Vorlage abzulehnen. Der 
Haushaltsausschuß folgte dieser Beschlußempfehlung. 

11 . 

Der federführende Ausschuß für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend nahm die Beratung der Vorlage 
in seiner 11. Sitzung am 31. Mai 1995 auf und schloß 
die Beratung in seiner 13. Sitzung am 28. Juni 1995 
ab. 

Die Fraktion der SPD begrüßte die Initiative, kriti- 
sierte jedoch die geringe finauzielle Ausstattung des 
Vorhabens. Sie wies darauf hin, daß der in der Vor- 
lage verwandte Begriff der Überalterung eine Diskri- 
minienmg darstelle und bat um entsprechende Än- 
derung. Unter Hinweis auf den eigenen Änderungs- 
antrag, der u. a. die Änderungsvorschläge der Wohl- 
fahrtsverbände zum Gegenstand habe, hielt sie auch 
den Maßgabenkatalog der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. für unterstützenswert und plädierte für 
eine Zusammenführung der gestellten Änderungsan- 
träge. 

Die Fraktion der CDU/CSU lehnte die Änderungsan- 
träge der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 


GRÜNEN wegen eines Verstoßes des Artikels 235 
EGV ab. Sie hielt es für wichtig, daß der Informa- 
tions- und Meinungsaustausch im Rahmen der 
zukünftigen Seniorenpolitik unter Wahrung des 
Artikels 235 EGV gesichert werde, jedoch könne die 
Gemeinschaft aus Gründen des Subsidiaritätsprin- 
zips nur in begrenztem Umfang tätig werden. 

Die Gruppe der PDS sprach sich ebenso für eine 
Änderung des Begriffes der Überalterung aus. Ihre 
Unterstützung fanden die Änderungsanträge der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
Sie enthielt sich bei der Abstimmung über den Ände- 
rungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P, da noch Beratimgsbedarf bestand. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN schloß sich 
den Ausführungen der Fraktion der SPD und der 
Gruppe der PDS an und machte auf die unseriöse 
Zahlendarstellung in der Vorlage aufmerksam. Die 
Fraktion konnte sich nicht allen Forderungen der 
Wohlfahrtsverbände anschließen, weshalb ihr Ände- 
rungsantrag im Gegensatz zum Vorschlag der Frak- 
tion der SPD lediglich die Einrichtung eines europäi- 
schen Altenforums sowie die Konlaetisierung des 
Rahmenwerkes zum Inhalt habe. 

Da die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN noch 
Beratungsbedarf hinsichüich des Maßgabenkatalogs 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. sah, enthielt 
sie sich bei der Abstimmung über diesen Änderungs- 
antrag. 

Der Ausschuß lehnte mit den Stimmen der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Gruppe der PDS die Änderungsanträge der Frak- 
tion der SPD und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN ab. 

Der Ausschuß empfahl mit den Stimmen der Fraktio- 
nen der CDU/CSU, F.D.P. und SPD bei Enthaltimg 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe der PDS sowie jeweils einer Stimme aus der 
Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU/CSU die 
Annahme des Änderungsantrages der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. 

Der Ausschuß beschloß einstimmig, Kenntnisnahme 
der Vorlage zu empfehlen. 


Bonn, den 28. Juni 1995 


Barbara Imhof 

Berichterstatterinnen 


Erika Reinhardt 


Heidemarie Lüth 


Irmingard Schewe-Gerigk 
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